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Harmonisierung von Straftatbeständen und 
Sanktionen bei Verstoß gegen restriktive 

Maßnahmen der EU 
Die Kommission legte im Dezember 2022 einen Vorschlag für eine Richtlinie vor, mit der harmonisierte  
Vorschriften für Straftatbestände und Sanktionen bei Verstoß gegen restriktive Maßnahmen der EU festgelegt 
werden sollen. Auf der März-Plenartagung soll das Europäische Parlament über die politische Einigung, die in 
Verhandlungen mit dem Rat erzielt wurde, abstimmen. 

Hintergrund 
Restriktive Maßnahmen (Sanktionen) wie Waffenembargos, Ein- und Ausfuhrverbote für bestimmte 
Produkte, das Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen und Reiseverbote gelten als eines 
der wichtigsten Instrumente der EU-Außenpolitik. Während die Annahme von EU-Sanktionen zentral auf 
EU-Ebene erfolgt, fällt ihre Umsetzung und Durchsetzung in den Zuständigkeitsbereich der einzelnen 
Mitgliedstaaten. Vor dem Hintergrund des Krieges Russlands gegen die Ukraine ist es für die EU von 
entscheidender Bedeutung geworden, für die wirksame und kohärente Umsetzung der Sanktionen zu 
sorgen. 

Vorschlag der Kommission 
Mit dem Beschluss des Rates vom 28. November 2022, mit dem der Verstoß gegen EU-Sanktionen in die 
Bereiche „besonders schwerer Kriminalität [...], die [...] eine grenzüberschreitende Dimension haben“ in 
Artikel 83 Absatz 1 AEUV aufgenommen wurde, wurde der EU die Befugnis übertragen, Maßnahmen in 
diesem Bereich zu harmonisieren. Am 2. Dezember 2022 schlug die Kommission eine Richtlinie hinsichtlich 
der Harmonisierung von Straftatbeständen und Sanktionen bei Verstoß gegen restriktive Maßnahmen der 
EU vor, um die Ermittlung, Verfolgung und Sanktionierung solcher Verstöße zu erleichtern. 
Dementsprechend müssten die Mitgliedstaaten eine Reihe von Straftaten unter Strafe stellen, die einen 
Verstoß gegen EU-Sanktionen darstellen und vorsätzlich oder grob fahrlässig begangen wurden. Ebenso 
müssten sie Handlungen, mit denen Sanktionen umgangen werden sollen, unter Strafe stellen. Straftaten, 
die von natürlichen Personen im Zusammenhang mit Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen in Höhe 
von mindestens 100 000 EUR begangen werden, würden demnach mit einer Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr (bei Umgehung) bzw. von fünf Jahren (bei sonstigen Straftaten) geahndet. 
Juristische Personen würden je nach Straftat mit Geldstrafen oder Geldbußen in Höhe von mindestens 1 % 
oder 5 % ihres weltweiten Gesamtumsatzes bestraft. Im Vorschlag ist die Sicherstellung und Einziehung 
von Erträgen aus Straftaten vorgesehen. Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie beträgt sechs Monate. 

Standpunkt des Europäischen Parlaments 
Am 6. Juli 2023 nahm der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) des Parlaments 
seinen Bericht sowie ein Mandat für die interinstitutionellen Verhandlungen an. Dieser Beschluss wurde im 
Juli bestätigt. Im Bericht wurden strengere Sanktionen für natürliche Personen (wobei die Höchststrafe 
mindestens 10 Mio. EUR beträgt) sowie höhere Geldstrafen bzw. Geldbußen für juristische Personen (5 % 
bzw. 15 % ihres weltweiten Gesamtumsatzes) festgelegt. Außerdem wurde die Liste der erschwerenden 
Umstände erweitert. Am 9. Juni 2023 legte der Rat seine allgemeine Ausrichtung fest, die den 
Anwendungsbereich der Richtlinie auf schwere Verstöße beschränken und grob fahrlässig begangene 
Handlungen ausschließen würde. Die Geldstrafen bzw. Geldbußen für juristische Personen würden sich auf 
1 % bzw. 5 % ihres weltweiten Gesamtumsatzes oder auf 8 Mio. EUR bzw. 40 Mio. EUR belaufen, was den 
Mitgliedstaaten überlassen bleibt. Der Rat verlängerte die Umsetzungsfrist auf zwölf Monate. Am 
12. Dezember gelangten die gesetzgebenden Organe zu einer vorläufigen Einigung über den Entwurf einer 
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Richtlinie. Dabei ist die Möglichkeit vorgesehen, bestimmte Straftaten, die grob fahrlässig begangen 
wurden, unter Strafe zu stellen. Die vom Rat vorgeschlagenen Geldstrafen bzw. Geldbußen für juristische 
Personen wurden beibehalten. 

Bericht für die erste Lesung: 2022/0398(COD); 
Federführender Ausschuss: LIBE; Berichterstatterin: Sophia 
in 't Veld (Renew, Niederlande). Weitere Informationen finden 
Sie im Briefing des Wissenschaftlichen Dienstes zu laufenden 
Legislativverfahren der EU. 
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